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Ausmaß der Wohnkostenlücke in Bayern

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Seit der Einführung von Hartz IV erhalten Beziehende von Leistungen nach 
dem Zweiten und dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB II und XII) an-
stelle eines Wohngeldes die sogenannten Kosten der Unterkunft und Heizung 
(KdU). Den Kommunen und Jobcentern wird die Verantwortung übergehol-
fen, zu entscheiden, ob Wohnkosten einer „angemessenen“ Leistungshöhe ent-
sprechen. Dazu legen die Kommunen Minimal- und Maximalwerte fest.

Laut Bundesregierung wurden allein im Jahr 2019 bundesweit mehr als 
500.000 Hartz-IV-Beziehenden mindestens 518 Mio. Euro an Wohnkosten 
vorenthalten, weil diese nicht als angemessen angesehen wurden (vgl. Bun-
destagsdrucksache 19/23454, S. 97 ff.). Dies führt zu einer Wohnkostenlücke, 
also zur Gewährung zu niedriger Wohnkosten. Die Differenz müssen 
Hartz-IV-Beziehende selbst aus den dann nicht kostendeckenden Regelsätzen 
begleichen. Dies hat aus Sicht der Fragestellenden schwere sozialpolitische 
Verwerfungen zur Folge: In Zeiten von stark steigenden Mieten und massen-
haft auslaufenden Mietpreis- und Belegungsbindungen im Freistaat Bayern 
(vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestags-
drucksache 19/29951) steht zu befürchten, dass die Wohnkostenlücke und die 
Zahl der Betroffenen zunehmen.

 1. Wie viele Bedarfsgemeinschaften nach SGB II haben nach Kenntnis der 
Bundesregierung in Bayern in den Jahren 2011 bis 2020 Leistungen der 
KdU erhalten (bitte nach Kommunen und Jahren aufschlüsseln)?

Nach § 22 Absatz 1 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) werden die 
Bedarfe für Unterkunft und Heizung in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen 
anerkannt, soweit diese angemessen sind. Die im Rahmen der Leistungsgewäh-
rung erhobenen Angaben zu den Wohnkosten beziehen sich jeweils auf die 
Kosten- und Flächeninformationen der gesamten Haushaltsgemeinschaft. Ne-
ben den Mitgliedern der Bedarfsgemeinschaft zählen dazu ggf. auch Personen, 
die nicht zur Bedarfsgemeinschaft gehören, jedoch bei der Bestimmung der an-
gemessenen Unterkunftskosten zu berücksichtigen sind.
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Als Unterkunftskosten werden die laufenden monatlichen Aufwendungen für 
die Kaltmiete, den Schuldzins bei Eigenheimen oder Tagessätze bei Heimunter-
künften, Pensionen usw. bezeichnet. Darüber hinaus fließen in die Wohnkosten 
die monatlichen Heiz- und Betriebskosten (inklusive Nachzahlungen) sowie die 
einmaligen Kosten mit ein. In der statistischen Berichterstattung zu Wohnkos-
ten können die laufenden Unterkunfts-, Betriebs- und Heizkosten jeweils nach 
tatsächlichen und anerkannten Kosten unterschieden dargestellt werden. Unter 
die einmaligen Kosten fallen Wohnungsbeschaffungskosten (Umzugskosten, 
Courtage, Kaution), die Übernahme von Mietschulden sowie sonstige einmali-
ge Kosten (Instandhaltungs- und Reparaturkosten bei selbst bewohntem Wohn-
eigentum).
Die geltend gemachten tatsächlichen Kosten der Unterkunft und Heizung kön-
nen höher sein als die vom Jobcenter anerkannten. Die jeweiligen Ursachen für 
die Differenz von tatsächlichen und anerkannten Kosten können vielfältig sein 
und mit den Mitteln der Statistik nicht identifiziert werden. Neben der ggf. 
nicht vollständigen Übernahme der Wohnkosten durch das Jobcenter kommen 
dafür auch andere, in der operativen Erfassung liegende Gründe in Frage. 
Kommt es z. B. im Rahmen von Nebenkostenabrechnungen zu Rückerstattun-
gen, werden diese häufig über die Reduzierung der anerkannten Kosten der Un-
terkunft verrechnet, ohne die tatsächlichen Kosten der Unterkunft ebenfalls an-
zupassen. Teilweise sind in der Miete enthaltene Stromkosten in den tatsächli-
chen Kosten der Unterkunft enthalten, obwohl diese Kosten durch den Regel-
bedarf abgedeckt werden. Im Rahmen der Angemessenheitsprüfung kann sich 
beispielsweise herausstellen, dass nicht die gesamte in den tatsächlichen Kos-
ten enthaltene Wohnfläche als für die Unterkunftskosten relevant bewertet wer-
den kann (Geschäftsräume, Untervermietung usw.) oder diese nicht kopfteilig 
auf die Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft entfällt (wenn nicht leistungsbe-
rechtigten Haushaltsmitgliedern größere Flächen zustehen). Zudem dürfte die 
Erfassungspraxis im Rahmen des Bewilligungsverfahrens sowie die Anerken-
nungsprüfung aufgrund regional unterschiedlicher Gegebenheiten nicht in allen 
Jobcentern gleich sein.
Im Jahresdurchschnitt 2020 gab es im Freistaat Bayern rund 200.900 Bedarfs-
gemeinschaften mit laufenden anerkannten Kosten der Unterkunft und Hei-
zung.
Weitere Ergebnisse finden sich in Tabelle 1 im Anhang*.

 2. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung im Freistaat Bayern 
die Zahl der Bedarfsgemeinschaften nach SGB II mit einer Differenz 
zwischen tatsächlichen und anerkannten Kosten der Unterkunft und Hei-
zung (absolut und relativ zur Gesamtzahl der Bedarfsgemeinschaften) 
von 2011 bis 2020 (bitte jährlich für das gesamte Bundesland sowie nach 
Bezirken, kreisfreien Städten und Landkreisen aufschlüsseln)?

Im Durchschnitt des Jahres 2020 überstiegen in Bayern in 37.900 Bedarfs-
gemeinschaften die tatsächlichen laufenden Kosten der Unterkunft und Hei-
zung die anerkannten Kosten. Bezogen auf alle Bedarfsgemeinschaften mit lau-
fenden anerkannten Kosten der Unterkunft entspricht das einem Anteil von 
18,9 Prozent.
Weitere Ergebnisse finden sich in Tabelle 1 im Anhang*.

* Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/31899 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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 3. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung im Freistaat Bayern in 
den Jahren 2011 bis 2020 die Gesamtdifferenz zwischen den tatsächli-
chen und anerkannten Kosten (bitte nach Jahren aufschlüsseln)?

a) Welche kommunalen Minimal- und Maximalwerte bestanden dabei 
(bitte pro Jahr jeweils die zehn Kommunen mit der höchsten und 
niedrigsten Differenz aufschlüsseln)?

b) In welcher Höhe wurden dabei in Bayern durchschnittlich pro Be-
darfsgemeinschaft tatsächliche Kosten nicht übernommen (bitte nach 
Jahren und Kommunen aufschlüsseln)?

Die Fragen 3 bis 3b werden gemeinsam beantwortet.
Die Differenz zwischen tatsächlichen und anerkannten laufenden Kosten für 
Unterkunft und Heizung beliefen sich im gesamten Jahr 2020 in Bayern auf 
47,9 Mio. Euro. Die Differenz zwischen den durchschnittlichen monatlichen 
laufenden tatsächlichen und anerkannten Kosten der Unterkunft und Heizung 
beliefen sich im Jahr 2020 in Bayern auf 20 Euro je Bedarfsgemeinschaft (be-
zogen auf alle Bedarfsgemeinschaften). Bezogen auf diejenigen Bedarfsge-
meinschaften, in denen die tatsächlichen Kosten der Unterkunft und Heizung 
höher waren als die anerkannten Kosten, betrug die durchschnittliche Differenz 
105 Euro.
Weitere Ergebnisse finden sich in den Tabellen 2 und 3 im Anhang*.

 4. Wie viele Bedarfsgemeinschaften mit Kindern waren nach Kenntnis der 
Bundesregierung in den Jahren 2011 bis 2020 in Bayern von einer Diffe-
renz zwischen tatsächlichen und anerkannten Kosten betroffen (bitte ab-
solute und relative Werte im Verhältnis zur Zahl dieser Bedarfsgemein-
schaften nach Jahren aufschlüsseln)?

Im Durchschnitt des Jahres 2020 überstiegen in Bayern in 14.400 Bedarfsge-
meinschaften mit Kindern unter 18 Jahren die tatsächlichen laufenden Kosten 
der Unterkunft und Heizung die anerkannten Kosten. Bezogen auf alle Bedarfs-
gemeinschaften mit Kindern und anerkannten laufenden Kosten der Unterkunft 
entspricht das einem Anteil von 20,5 Prozent.
Weitere Ergebnisse finden sich in Tabelle 4 im Anhang*.

 5. In welcher Höhe wurden nach Kenntnis der Bundesregierung in Bayern 
von 2011 bis 2020 durchschnittlich pro betroffener Bedarfsgemeinschaft 
mit Kindern die tatsächlichen Kosten nicht übernommen (bitte nach Jah-
ren aufschlüsseln)?

Die Differenz zwischen den durchschnittlichen monatlichen laufenden tatsäch-
lichen und anerkannten Kosten der Unterkunft und Heizung für Bedarfsge-
meinschaften mit Kindern unter 18 Jahren beliefen sich im Jahr 2020 in Bayern 
auf 127 Euro (bezogen auf die Bedarfsgemeinschaften, in denen die tatsächli-
chen Kosten der Unterkunft und Heizung höher als die anerkannten Kosten wa-
ren).
Weitere Ergebnisse finden sich in Tabelle 4 im Anhang*.

* Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/31899 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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 6. Wie viele Bedarfsgemeinschaften mit Alleinerziehenden waren nach 
Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2011 bis 2020 in Bayern 
von einer Differenz zwischen tatsächlichen und anerkannten Kosten be-
troffen (bitte absolute und relative Werte im Verhältnis zur Zahl dieser 
Bedarfsgemeinschaften nach Jahren aufschlüsseln)?

Im Durchschnitt des Jahres 2020 überstiegen in Bayern in 8.700 Alleinerzie-
henden-Bedarfsgemeinschaften die tatsächlichen laufenden Kosten der Unter-
kunft und Heizung die anerkannten Kosten. Bezogen auf alle Alleinerziehen-
den-Bedarfsgemeinschaften mit anerkannten Kosten der Unterkunft entspricht 
das einem Anteil von 22,6 Prozent.
Weitere Ergebnisse finden sich in Tabelle 4 im Anhang*.

 7. In welcher Höhe wurden nach Kenntnis der Bundesregierung in Bayern 
von 2011 bis 2020 durchschnittlich pro betroffener Bedarfsgemeinschaft 
mit Alleinerziehenden tatsächliche Kosten nicht übernommen (bitte nach 
Jahren aufschlüsseln)?

Die Differenz zwischen den durchschnittlichen monatlichen laufenden tatsäch-
lichen und anerkannten Kosten der Unterkunft und Heizung für Alleinerziehen-
den-Bedarfsgemeinschaften beliefen sich im Jahr 2020 in Bayern auf 117 Euro 
(bezogen auf die Bedarfsgemeinschaften, in denen die tatsächlichen Kosten der 
Unterkunft und Heizung höher als die anerkannten Kosten waren).
Weitere Ergebnisse finden sich in Tabelle 4 im Anhang*.

 8. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung von 2011 bis 2020 der 
Bestand an Wohnungen in Bayern entwickelt, die innerhalb der kommu-
nalen Minimal- und Maximalwerte der KdU liegen?

 9. Wie viele Bedarfsgemeinschaften nach SGB II wohnen nach Kenntnis 
der Bundesregierung in Bayern in einer Wohnung der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben (bitte absolut und relativ zum Gesamtwohnungsbe-
stand der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) im Freistaat 
angeben)?

10. Wie viele Klagen gegen festgelegte kommunale Richtlinien zu Kosten 
der Unterkunft und Heizung hat es nach Kenntnis der Bundesregierung 
in Bayern von 2011 bis 2020 gegeben, und wie wurden diese beschieden 
(bitte nach Jahren und Kommunen aufschlüsseln)?

11. In welchen Kreisen und kreisfreien Städten wurde seit 2005 für welche 
Zeiträume sozialgerichtlich festgestellt, dass die betreffenden Konzepte 
für Kosten der Unterkunft und Heizung nicht rechtmäßig waren?

12. Wie viele Bedarfsgemeinschaften und wie viele Leistungsberechtigte 
lebten zum Zeitpunkt der sozialgerichtlichen Entscheidungen in den 
Kreisen bzw. kreisfreien Städten, in denen sich das „schlüssige Konzept“ 
für die Kosten der Unterkunft und Heizung als rechtswidrig erwies?

13. Wie haben sich die Minimal- und Maximalwerte der kommunalen Richt-
linien zu Kosten der Unterkunft und Heizung in den kreisfreien Städten 
und Kommunen nach Kenntnis der Bundesregierung in Bayern seit 2011 
entwickelt (bitte nach Jahren aufschlüsseln)?

* Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/31899 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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14. In wie vielen Fällen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung in 
Bayern Kündigungen und Räumungsbescheide gegen Bedarfsgemein-
schaften in den Jahren 2011 bis 2020 ausgesprochen?

Die Fragen 8 bis 14 werden gemeinsam beantwortet.
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse hierzu vor. Für das Arbeitslo-
sengeld II sind, soweit es für die Bedarfe für Unterkunft und Heizung erbracht 
wird, im Rahmen der zweigeteilten Trägerschaft in der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende die kommunalen Träger zuständig. Sie unterliegen der Landesauf-
sicht.
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